
II.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Ersten Ausschusses

131

RESOLUTION 61/53

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/387, Ziff. 9)1.

61/53. Wahrung der internationalen Sicherheit – gute
Nachbarschaft, Stabilität und Entwicklung in
Südosteuropa

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Ziele und Grundsätze der Charta der
Vereinten Nationen und die am 1. August 1975 in Helsinki un-
terzeichnete Schlussakte der Konferenz über Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen2 und das Ergebnis des Weltgipfels 20053,

ferner unter Hinweis auf ihre früheren Resolutionen zu die-
sem Thema, namentlich die Resolution 59/59 vom 3. Dezem-
ber 2004,

unter Begrüßung und Anerkennung der weiteren Zusam-
menarbeit zwischen den Ländern der Region Südosteuropa in
Fragen der Sicherheit, der Wirtschaft, des Handels, des Ver-
kehrs, der Energie, der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit, der Menschenrechte und der Gerechtigkeit sowie in in-
nenpolitischen Fragen,

die Republik Montenegro als den einhundertzweiundneun-
zigsten Mitgliedstaat der Vereinten Nationen willkommen hei-
ßend,

erneut erklärend, welche Bedeutung dem Südosteuropäi-
schen Kooperationsprozess als einem der wichtigsten Be-
standteile des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses für
die weitere Stärkung der regionalen Zusammenarbeit und Sta-
bilität zukommt, und unter Begrüßung der positiven Ergebnis-
se des am 4. Mai 2006 in Thessaloniki (Griechenland) abge-
haltenen Gipfeltreffens des Südosteuropäischen Koopera-
tionsprozesses, 

unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen, die auf dem
Gipfeltreffen des Europäischen Rates am 19. und 20. Juni 2003
in Thessaloniki (Griechenland) erreicht wurden, die Beschlüs-
se des Europäischen Rates über die Grundsätze, Prioritäten
und Bedingungen, die in den mit allen Ländern des Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsprozesses geschlossenen Europäi-
schen Partnerschaften enthalten sind, und die Ergebnisse der
in Salzburg (Österreich) abgehaltenen Außenministertagung

über den Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der Euro-
päischen Union, auf der bekräftigt wurde, dass die Zukunft des
westlichen Balkans in der Europäischen Union liegt, 

Kenntnis nehmend von den von den Ländern der Region,
einschließlich derjenigen des Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsprozesses, erzielten Fortschritten bei der Erfüllung der
Kriterien für die Mitgliedschaft in der Europäischen Union
und in diesem Zusammenhang von dem Beginn der Beitritts-
verhandlungen Kroatiens und der Türkei, der Bewerbung der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien um die
Mitgliedschaft in der Europäischen Union, der Unterzeich-
nung des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens mit
Albanien und der Aufnahme der Verhandlungen über ein Sta-
bilisierungs- und Assoziierungsabkommen mit Bosnien und
Herzegowina und Montenegro sowie der Wiederaufnahme der
Verhandlungen über ein Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommen mit Serbien in Erwartung seiner vollen Zusam-
menarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof zur Ver-
folgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsge-
biet des ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Ver-
stöße gegen das humanitäre Völkerrecht, 

unter Betonung der Rolle und der Verantwortung der durch
die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa und die Europäische Union unterstützten Übergangsver-
waltungsmission der Vereinten Nationen im Kosovo sowie der
Nordatlantikvertrags-Organisation und ihrer Kosovo-Truppe
bei der weiteren Förderung der Stabilität in der Region und
Kenntnis nehmend von der gemeinsamen Aktion des Rates der
Europäischen Union zur Einsetzung eines Planungsteams der
Europäischen Union,

in Bekräftigung der Gültigkeit des am 23. Februar 2001 in
Skopje unterzeichneten Abkommens über die Grenzziehung
zwischen der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-
nien und Serbien und Montenegro4 und den Parteien des Ab-
kommens nahe legend und alle an dem Prozess der Regelung
des künftigen Status des Kosovo beteiligten Parteien bittend,
das Abkommen zu achten, voll zusammenzuarbeiten und sich
auf seine rasche Durchführung vorzubereiten, 

betonend, dass die Verstärkung der regionalen Anstren-
gungen in Südosteuropa auf dem Gebiet der Rüstungskontrol-
le, der Minenräumung, der Abrüstung und der vertrauensbil-
denden Maßnahmen sowie der Nichtverbreitung von Massen-
vernichtungswaffen von entscheidender Bedeutung ist, und
feststellend, dass der unerlaubte Handel mit Kleinwaffen und
leichten Waffen unter allen Aspekten trotz fortwährender An-
strengungen in einigen Teilen der Region weiterhin anhält,

in Bekräftigung ihrer Unterstützung für alle regionalen In-
itiativen zur Bekämpfung der unerlaubten Verbreitung von
Kleinwaffen und leichten Waffen, namentlich die auf nationa-
ler Ebene unternommenen Bemühungen zu ihrer Einsamm-
lung und Vernichtung, 

eingedenk der Wichtigkeit der nationalen, regionalen und
internationalen Aktivitäten, die darauf gerichtet sind, in Süd-

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Algerien, Andorra, Belgien, Bosnien
und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Dänemark, Deutschland, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Island, Italien, Kanada, Kroatien, Lettland, Litauen,
Luxemburg, Malta, Moldau, Monaco, Montenegro, Niederlande, Norwe-
gen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Schweiz, Serbi-
en, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei,
Ukraine, Ungarn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland
und Vereinigte Staaten von Amerika.
2 Siehe Resolution 55/2.
3 Siehe Resolution 60/1. 4 A/56/60-S/2001/234, Anhang. 
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osteuropa Frieden, Sicherheit, Stabilität, Demokratie, Zusam-
menarbeit, wirtschaftliche Entwicklung, die Einhaltung der
Menschenrechte und gute Nachbarschaft herbeizuführen,

ihre Feststellung bekräftigend, dass alle Nationen als gute
Nachbarn in Frieden miteinander leben sollen,

1. bekräftigt die Notwendigkeit der vollen Einhaltung
der Charta der Vereinten Nationen;

2. fordert alle Staaten, die in Betracht kommenden in-
ternationalen Organisationen und die zuständigen Organe der
Vereinten Nationen auf, alle Grundsätze der Charta und die
Verpflichtungen der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa zu achten und zu unterstützen und gege-
benenfalls durch die Weiterentwicklung regionaler Abma-
chungen Bedrohungen des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit zu beseitigen und Konflikte in Südosteuropa
verhüten zu helfen, die zu einem gewaltsamen Zerfall von
Staaten führen können;

3. ist sich der positiven Ergebnisse bewusst, die bisher
von den Ländern der Region erzielt wurden, fordert sie nach-
drücklich auf, weitere Anstrengungen zur Konsolidierung
Südosteuropas als Region des Friedens, der Sicherheit, der
Stabilität, der Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der Zusam-
menarbeit und der wirtschaftlichen Entwicklung sowie für die
Förderung der guten Nachbarschaft und die Einhaltung der
Menschenrechte zu unternehmen, wodurch ein Beitrag zur
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
geleistet wird und die Aussichten auf eine dauerhafte Entwick-
lung und Prosperität aller Völker der Region als integraler Be-
standteil Europas verbessert werden, und erkennt die Rolle an,
die den Vereinten Nationen, der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa und der Europäischen Union
bei der erfolgreichen Förderung der regionalen Abrüstung zu-
kommt;

4. unterstützt die Länder der Region in ihrer Entschlos-
senheit, nach und nach die Trägerschaft und Verantwortung
für die regionale Zusammenarbeit zu übernehmen, indem der
Stabilitätspakt für Südosteuropa schrittweise in eine stärker
unter regionaler Verantwortung stehende, schlankere und ef-
fektivere Struktur für regionale Kooperation überführt wird,
wie auf der Sitzung des Regionaltisches des Stabilitätspakts
am 30. Mai 2006 in Belgrad festgelegt;

5. betont, dass alles getan werden soll, um eine Ver-
handlungslösung im Einklang mit Resolution 1244 (1999) des
Sicherheitsrats vom 10. Juni 1999 und den Leitprinzipien der
Kontaktgruppe zu erzielen, hebt hervor, wie wichtig die Um-
setzung der Standards für das Kosovo ist, und unterstützt voll
und ganz die Tätigkeit des Sondergesandten des Generalsekre-
tärs und seines Teams im Hinblick auf die Gespräche über den
Status des Kosovo;

6. lehnt die Anwendung von Gewalt zur Verfolgung po-
litischer Ziele ab und betont, dass nur friedliche politische Lö-
sungen eine stabile und demokratische Zukunft für Südosteu-
ropa sicherstellen können;

7. betont, wie wichtig gute Nachbarschaft und die Ent-
wicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Staa-
ten sind, und fordert alle Staaten auf, ihre Streitigkeiten mit an-

deren Staaten mit friedlichen Mitteln im Einklang mit der
Charta beizulegen;

8. fordert nachdrücklich die Stärkung der Beziehungen
zwischen den Staaten Südosteuropas auf der Grundlage der
Achtung des Völkerrechts und der internationalen Überein-
künfte im Einklang mit den Grundsätzen der guten Nachbar-
schaft und der gegenseitigen Achtung;

9. anerkennt die Anstrengungen zur Förderung des
langfristigen Prozesses der demokratischen und wirtschaftli-
chen Entwicklung der Region, die von der internationalen Ge-
meinschaft, insbesondere der Europäischen Union, dem Sta-
bilitätspakt für Südosteuropa und anderen Akteuren, sowie
vom Südosteuropäischen Kooperationsprozess als einer au-
thentischen Stimme der Region unternommen werden;

10. fordert alle Staaten auf, in Übereinstimmung mit den
Resolutionen des Sicherheitsrats 1503 (2003) vom 28. August
2003 und 1534 (2004) vom 26. März 2004 die Zusammenar-
beit mit dem Internationalen Strafgerichtshof zur Verfolgung
der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des
ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße ge-
gen das humanitäre Völkerrecht zu verstärken und ihm jede er-
forderliche Hilfe zu gewähren, um alle auf freiem Fuß befind-
lichen Angeklagten dazu zu bringen, sich dem Gerichtshof zu
stellen;

11. unterstreicht, wie wichtig die verstärkte regionale
Zusammenarbeit für die Entwicklung der südosteuropäischen
Staaten in den vorrangigen Bereichen der Infrastruktur, des
Verkehrs, des Handels, der Energie und der Umwelt sowie in
anderen Bereichen von gemeinsamem Interesse ist, und be-
grüßt den Vertrag zur Gründung der Energiegemeinschaft, die
Schaffung des Regionalen Kooperationsrats und die Verhand-
lungen über die gleichzeitige Erweiterung und Änderung des
Zentraleuropäischen Freihandelsabkommens; 

12. unterstreicht außerdem, dass die weitere Annähe-
rung der südosteuropäischen Staaten an die euro-atlantischen
Institutionen einen positiven Einfluss auf die Sicherheit und
die politische und wirtschaftliche Lage der Region sowie auf
die gutnachbarlichen Beziehungen zwischen den Staaten ha-
ben wird; 

13. betont, wie wichtig fortlaufende regionale Anstren-
gungen und die Intensivierung des Dialogs in Südosteuropa im
Hinblick auf die Rüstungskontrolle, die Abrüstung und ver-
trauensbildende Maßnahmen sind und wie wichtig es ist, die
Zusammenarbeit zu verstärken und auf nationaler, subregio-
naler und regionaler Ebene geeignete Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen zu
bekämpfen und alle terroristischen Handlungen zu verhüten;

14. erkennt an, wie ernst das Problem der Antipersonen-
minen und der explosiven Kampfmittelrückstände in einigen
Teilen Südosteuropas ist, begrüßt in diesem Zusammenhang
die Anstrengungen, die die Länder in der Region und die in-
ternationale Gemeinschaft zur Unterstützung von Antiminen-
programmen unternehmen, und legt den Staaten nahe, sich an
diesen Anstrengungen zu beteiligen und sie zu unterstützen; 

15. fordert alle Staaten mit Nachdruck auf, wirksame
Maßnahmen gegen den unerlaubten Handel mit Kleinwaffen
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und leichten Waffen unter allen Aspekten zu unternehmen und
Programme und Projekte, die auf die Einsammlung und die ge-
fahrlose Zerstörung überschüssiger Arsenale von Kleinwaffen
und leichten Waffen gerichtet sind, zu unterstützen, und betont
die Wichtigkeit einer engeren Zusammenarbeit zwischen den
Staaten, unter anderem bei der Verbrechensverhütung sowie
dem Kampf gegen den Terrorismus, den Menschenhandel, die
organisierte Kriminalität und die Korruption, den Drogenhan-
del und die Geldwäsche;

16. fordert alle Staaten und die in Betracht kommenden
internationalen Organisationen auf, dem Generalsekretär ihre
Auffassungen zu dem Thema dieser Resolution mitzuteilen;

17. beschließt, den Punkt „Wahrung der internationalen
Sicherheit – gute Nachbarschaft, Stabilität und Entwicklung in
Südosteuropa“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer dreiund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/54

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 176 Stimmen bei 1 Gegenstimme und keiner Ent-
haltung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/389, Ziff. 8)5:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Bhutan, Bo-
livien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Bur-
kina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Repu-
blik Kongo, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecua-
dor, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea,
Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Gre-
nada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indo-
nesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasach-
stan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait,
Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Ma-
laysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius,
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Moldau, Monaco, Mongolei, Mon-
tenegro, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Nieder-
lande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama,
Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumä-
nien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São To-
mé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra
Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka,
St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan,
Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Ti-
mor-Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tune-
sien, Türkei, Turkmenistan, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu, Ve-
nezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Repu-
blik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vietnam,
Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltung: Keine.

61/54. Entwicklungen auf dem Gebiet der Information
und Telekommunikation im Kontext der interna-
tionalen Sicherheit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/70 vom 4. Dezem-
ber 1998, 54/49 vom 1. Dezember 1999, 55/28 vom 20. No-
vember 2000, 56/19 vom 29. November 2001, 57/53 vom
22. November 2002, 58/32 vom 8. Dezember 2003, 59/61 vom
3. Dezember 2004 und 60/45 vom 8. Dezember 2005,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen über die Rolle
von Wissenschaft und Technologie im Kontext der internatio-
nalen Sicherheit, in denen sie unter anderem anerkannte, dass
wissenschaftlich-technische Neuentwicklungen sowohl für zi-
vile als auch für militärische Zwecke genutzt werden können
und dass auf zivile Anwendungsmöglichkeiten ausgerichtete
wissenschaftlich-technische Fortschritte gewahrt und geför-
dert werden müssen,

in Anbetracht der beträchtlichen Fortschritte, die bei der
Entwicklung und Anwendung der neuesten Informationstech-
nologien und Telekommunikationsmittel erzielt worden sind,

feststellend, dass dieser Prozess ihrer Meinung nach die
größten Chancen bietet, den Fortschritt der Zivilisation voran-
zubringen, die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit zu Gunsten
des gemeinsamen Wohls aller Staaten auszuweiten, das schöp-
ferische Potenzial der Menschheit zu steigern und die Verbrei-
tung von Informationen innerhalb der Weltgemeinschaft wei-
ter zu verbessern,

in diesem Zusammenhang an die Konzepte und Grundsät-
ze erinnernd, die auf der vom 13. bis 15. Mai 1996 in Midrand
(Südafrika) abgehaltenen Konferenz „Informationsgesell-
schaft und Entwicklung“ formuliert wurden,

eingedenk der Ergebnisse der am 30. Juli 1996 in Paris ab-
gehaltenen Ministerkonferenz über Terrorismus und der von
ihr abgegebenen Empfehlungen6,

sowie eingedenk der Ergebnisse des Weltgipfels über die
Informationsgesellschaft, der vom 10. bis 12. Dezember 2003
in Genf (erste Phase) und vom 16. bis 18. November 2005 in
Tunis (zweite Phase) abgehalten wurde7,

in Anbetracht dessen, dass die Verbreitung und der Einsatz
der Informationstechnologien und -mittel die Interessen der
gesamten internationalen Gemeinschaft berühren und dass ei-
ne umfassende internationale Zusammenarbeit ihre größtmög-
liche Wirksamkeit fördert,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass diese
Technologien und Mittel potenziell für Zwecke eingesetzt

5 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Armenien, Äthiopien, Belarus, Chile, China, Ka-
sachstan, Kirgisistan, Madagaskar, Mali, Myanmar, Russische Födera-
tion, Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan.

6 Siehe A/51/261, Anlage. 
7 Siehe A/C.2/59/3 und A/60/687. In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc4d.pdf (Genfer
Grundsatzerklärung), http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03
_geneva_doc5d.pdf (Genfer Aktionsplan), http://www.un.org/Depts/
german/conf/wsis-05-tunis-doc7.pdf (Verpflichtungserklärung von Tu-
nis) und http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis-05-tunis-doc-
6rev1.pdf (Tunis-Agenda). 




